
Aus der Regierung
Verwaltungskosten-
beitrag wird per
1. Januar erhöht
VADUZ Die Regierung hat am Diens-
tag die Abänderung der Verordnung 
zum Gesetz über die Alters- und Hin-
terlassenenversicherung (AHVV), 
der Invalidenversicherungsverord-
nung (IVV) und der Verordnung zum 
Gesetz über die Familienzulagen 
(FZV) beschlossen. Das teilte das Mi-
nisterium für Gesellschaft am Mitt-
woch mit. Die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung, die Invaliden-
versicherung und die Familienaus-
gleichskasse führen eine gemeinsa-
me Verwaltungskostenrechnung. 
Von Gesetzes wegen erhebt die An-
stalt zur Deckung der Verwaltungs-
kosten einen besonderen Beitrag, 
den Verwaltungskostenbeitrag. Er 
wird von der Regierung im Verord-
nungswege festgesetzt und darf 5 
Prozent aller Versicherungsbeiträge 
nicht übersteigen. Der Beitrag wird 
von den Arbeitgebern getragen. Das 
Gesetz schreibt vor, dass der Verwal-
tungskostenbeitrag von der Regie-
rung auf Beginn des zweiten diesem 
Geschäftsjahr folgenden Jahres neu 
festzusetzen ist, wenn am Ende des 
Geschäftsjahres die Reserven weni-
ger als ein Drittel oder mehr als zwei 
Drittel der jährlichen Verwaltungs-
kosten betragen. Per 1. Januar 2017 
hatte die Regierung eine Senkung 
des Verwaltungskostenbeitrages von 
4,2 Prozent der Versicherungsbeiträ-
ge auf neu 2,5 Prozent beschlossen. 
Dieser Beitragssatz ist bis heute gül-
tig. «Mit dieser Senkung wurde be-
wusst ein Abbau der Reserven der 
Verwaltungskostenrechnung in die 
vorgesehene Bandbreite angestrebt 
und wurde bereits damals ausge-
führt, dass nach dieser Phase mit ei-
ner erneuten Anpassung des Bei-
tragssatzes zu rechnen ist», so das 
Ministerium. Diese geplante Abbau-
phase ist abgeschlossen und nun 
muss der Verwaltungskostenbeitrag 
per 1. Januar 2021 wieder erhöht wer-
den, um die Reserven im gesetzlich 
vorgesehenen Rahmen zu halten. 
Daher hat die Regierung beschlos-
sen, den Verwaltungskostenbetrag 
auf 3,4 Prozent festzulegen, heisst es 
weiter. Die beschlossene Erhöhung 
fällt geringer aus als die Senkung, 
die vor vier Jahren vorübergehend 
beschlossen worden war. Die Erhö-
hung beträgt laut dem Ministerium 
in Lohnprozent ausgedrückt 0,1035 
Prozentpunkte.  (red/ikr)


